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GEMEINDE SCHMIECHEN – 10. Änderung des Flächennutzungsplans 
für den Bereich des Bebauungsplans Nr. 24 „Kiesabbau nördlich von 
Unterbergen“; 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

in dem o.g. Verfahren nimmt das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten Stellung wie folgt: 

 

Forstliche Belange sind nicht berührt. 

 

Landwirtschaftliche Belange: 
Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen grundsätzlich keine Einwendungen 
gegen o.g. Planungen. Unter Bezug auf den Grundsatz des § 1 a Abs. 2 
BauGB, dass „mit Grund und Boden sparsam umgegangen und landwirt-
schaftlich […] genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt 
werden sollen“, bitten wir allerdings zu bedenken, dass 14,6 ha der land-
wirtschaftlichen Produktion und damit der Nahrungsmittelproduktion entzo-
gen werden. 

 

Bei Fragen zu forstfachlichen Belangen wenden Sie sich bitte an Herrn Es-

per (michael.esper@aelf-au.bayern.de), bei Fragen zu landwirtschaftlichen 

Belangen an Frau Griesbeck (monika.griesbeck@aelf-au.bayern.de). 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Monika Griesbeck 



Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung
(ä 4 Abs. 1 Baugesetzbuch)

Wichtiger Hinweis:
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme "im

Rahmen Ihrer Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme
ist es, der Gemeinde die notwendigen Informationen für ein sachgerechtes und optimales
Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtgrundlagen sind
anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der
Gemeinde.

'

1 Gemeinde Schmiechen

FIächennuüungsplan Ü mit Landschaftsplan '

10. Anderung des Flächennutzungsplanes für den Bereich des Bebauungsplanes
_

Nr. 24 Kiesabbau nördlich von Unterbergen“

Ü Bebauungsplan-

für das Gebiet

Ü mit Grünordnungsplan

dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs Ü ja Ü nein

Ü Satzung über den Vorhabens- und Erschließungsplan

Ü Sonstige Satzung

Frist für die Stellungnahme Februar 2022 (€ 4 BauGB)

Ü Frist 1 Monat (g 2 Abs. 4 BauGB-Maßnahmen6) '

\
2 Träger öffentlicher Belange

Landratsamt Aichach—Friedberg
-untere Naturschutzbehörde-
Münchener Str. 9
86551 Aichach

Name l Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel-N-r)

Naturschutz und Landschaftspflege

2“ Ü Keine Äußerung

® Ziele der Raumordnung und Landesplanung. die eine Anpassungspicht nach 5 1 Abs, 4 BauGB auslösen
B I 2.1 (Z) Als Landschaftliche Vorbehaltsgebiete werden bestimmt: Lechauwald,
Lechniederung und Lechleite" ( Nr. 6).
Begründung:. Die Ausweisung von landschaftlichen Vorbehaltsgebieten dient dazu, in
diesen Gebieten den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege künftig
besonderes Gewicht beizumessen.



B | 3.1 (Z) Biotope, sowie Lebensräume bedrohter Tier- und Pflanzenarten, ...sollen
insbesondere im Lechtal erhalten und gepflegt werden.“

B ll 5.3 (Z) Der großräumige Abbau der Bodenschätze soll geordnet und möglichst auf
.. Vorrang- und Vorbehaltsgebiete (für Kiesabbau) konzentriert werden

Ü Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o g. Plan berühren können. mitAngaben des
Sachstandes

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen. die im Regelfall in der Abwägung
nicht übenrvunden werden können (z. B. Landschafts- und Wassersohutzgebietsverordnungen ,

® Einwendungen

1. Konzentration des Abbaues von Bodenschätzen m regionalplanerisch
ausgewiesenen Vorranq- und Vorbehaltsgebieten
Gründe, warum von dem regiohalplanerischen Ziel, den Abbau von Bodenschätzen
auf Vorbehalts- und Vorranggebiete für den’Kiesabbau zu konzentrieren, abgewichen
werden soll, sind nicht schlüsslg dargelegt.

2. Naturschutzfachliche Bedeutung des betroffenen Gebietes
Die geplante Abbaufläche liegt im Schwerpunktgebiet des Naturschutz'es Meringer
Feld" nach dem_Ar_ten- und Biotopschutzprogramm Bayern (ABSP)".
Der Regionalplan der Region Augsburg (RP Q) weist im betroffenen Gebiet das
landschaftliche Vorbehaltsgebiet Nr. 6 (Lechniederung) aus. Den Belangen von Natur
und Landschaft ist hier bei der Abwägung besonderes Gewicht beizumessen. Aus
den vorgelegten Unterlagen wird bisher nicht klar, wie diesem besonderen Gewicht
der Naturschutzbelange Rechnung getragen werden soll. Weder bei der
Eingriffsermittlung noch bei der Planung der naturschutzrechtlichen
Kompensationsmaßnahmen sind diesbezügliche Inhalte erkennbar. '

3. Bewertung der Umweltauswirkunqen ‘

_

lm Umweltbericht werden unter Ziffer 2 die bei Durchführung des Vorhabens zu
erwartenden Umweltauswirkungen bewertet Dabei sind die bau- und
betriebsbedingten Beeinträchtigungen zu beurteilen.
lm Umweltbericht wird dabei ausgeführt, dass bei den Schutzgütern Boden und
Wasser von einer geringen Erheblichkeit auszugehen wäre, beim Schutzgut
Landschaft keine n'egativenAuSwirkungen zu emarten wären und beim Schutzgut
Tier, Pflanzen und biologische Vielfalt langfristig von einer Verbesserung auszugehen
wäre. Diese“ Bewertungen können von Seiten der unteren Naturschutzbehörde so
nicht bestätigt werden. U. E. sind erheblich stärkere Beeinträchtigungen zu ‘emarten.
Bei der Beurteilung kann nicht nur auf die langfristige Perspektive, nach Abschluss
des gesamten Vorhabens abgestellt werden, sondern es müssen die zu erwartenden
Beeinträchtigungen während der Abbauphase stärker in den Blick genommen
werden, um zu einer sachgerechten Abwägungsgrundlage zu kommen.

4. Artenschutzrechtliche Belange
Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung sind die Artenschutzbelange zumindest

_

im Sinne einer überschlägigen Vorabschätzung zu berücksichtigen. Dabei sind
verfügbare Informationen zu bereits bekannten Vorkommen von Arten einzuholen
und zu berücksichtigen. Wenn bereits auf dieser Ebene artenschutzrechtliche
Konflikte zu erkennen sind, ist auf Grundlage einer prognostischen Beurteilung zu



prüfen, ob lm Rahmen nachgelagerter Planungs- und Zulassungsverfahren eine
artenschutzrechtliche Konfliktlösung zu en1varten ist. Im Umweltbericht sind die für die
artenschutzrechtliche Prüfung'lm nachgelagerten Planungs- und -

Zulassungsverfahren erforderlichen Angaben darzulegen.

Die zu ewvartenden Vorkommen seltener und besonders gefährdeter' Tierarten (u. a.
Kiebitz und weitere Bodenbrüter) im Wirkungsbereich der geplanten Abbaufläche

' werden nur randlich erwähnt. Eine prognostische Beurteilung, ob und wie eine
Konfliktlösung zu ewvarten ist, fehlt vollständig. Die Ven1virklichung der
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände kann damit nicht ausgeschlossen werden.
Wir empfehlen daher, diese Thematik einer ergänzenden und vertiefenden '

Betrachtung zu unterziehen. ‘

Rechtsgrundlagen

Art 141 BV
55 1, 1a, 2 und 5 BauGB

'

55 1, 2, 3, 18, 21 und 44 ff BNatSchG
Art 1 und 4 BayNatSchG

Ü Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen)

Ü Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach
Sachkomplexen,

jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage

Aichach, 0.3 02.2022
Ort Datum



In Ausfertigung

an das
Sachgebiet 41

_

— Bauleitplänung -

im Hause






















